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472.

Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Artikel 2 Absatz 2; 3 und 4, Artikel 3

Absatz 2 und 3, Artikel 4 Absatz 1, Artikel 6 Absatz 1, 2 und 3 sowie Artikel 7 Absatz 5 verfas-
sungsändernd sind, wird genehmigt.

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Italienischen Republik über die nebenein-
anderliegenden Grenzabfertigungsstellen und

die Grenzabfertigung während der Fahrt

Die Republik Österreich und die Italienische
Republik haben, von dem Wunsche geleitet, den
Grenzübertritt zwischen den beiden Staaten zu
regeln und zu erleichtern, folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten

1. „Grenzabfertigung" die Vollziehung aller
Rechtsvorschriften der beiden Vertrags-
staaten, die aus Anlaß des Grenzübertrittes
von Personen sowie der Ein-, Aus- und
Durchfuhr von Gütern anzuwenden sind;

2. „Gebietsstaat" den Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet die Grenzabfertigung des
anderen Vertragsstaates vorgenommen wird;

3. „Nachbarstaat" den anderen Vertragsstaat;
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4. „Zone" den Bereich des Gebietsstaates, in
dem die Bediensteten des Nachbarstaates be-
rechtigt sind, die Grenzabfertigung vorzu-
nehmen;

5. „Bedienstete" die Personen, die als Organe
der für die Grenzabfertigung zuständigen
Behörden nach Maßgabe dieses Abkommens
ihren Dienst ausüben;

6. „Güter" Waren, Fahrzeuge, Beförderungs-
mittel, Gegenstände und andere Sachen.

Artikel 2

(1) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen
dieses Abkommens die notwendigen Maßnahmen
treffen, um den Grenzübertritt zwischen den
Vertragsstaaten im Eisenbahn- und Straßenver-
kehr sowie die Warenbeförderung in Rohr-
leitungen zu erleichtern und zu beschleunigen.

(2) Zu diesem Zweck können sie
1. nebeneinanderliegende Grenzabfertigungs-

stellen errichten;
2. auf bestimmten Strecken eine Grenzabferti-

gung in Verkehrsmitteln während der Fahrt
einführen.

(3) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
berechtigt, nach Maßgabe dieses Abkommens
ihre Befugnisse im Gebietsstaat auszuüben.

(4) Durch Vereinbarungen zwischen den zu-
ständigen Behörden der Vertragsstaaten werden

1. die nebeneinanderliegenden Grenzabferti-
gungsstellen errichtet, geändert oder aufge-
hoben,

2. die Strecken festgelegt, auf denen die Be-
diensteten des Nachbarstaates im Gebietsstaat
a) die Grenzabfertigung in den Verkehrs-

mitteln während der Fahrt durchführen
dürfen,

b) festgenommene oder zurückgewiesene
Personen sowie sichergestellte Güter oder
Beweismittel in ihren Staat verbringen
oder zu einer anderen Grenzabferti-
gungsstelle ihres Staates begleiten dürfen,
und

3. die Zonen festgelegt.

Artikel 3

(1) Die Zone kann umfassen
1. im Eisenbahnverkehr

a) Teile von Bahnhöfen und sonstigen
Eisenbahnanlagen sowie die Strecken
zwischen der Staatsgrenze und der
Grenzabfertigungsstelle;

b) bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt den Zug, die gemäß Artikel 2 Ab-
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satz 4 Ziffer 2 litera a bestimmte Strecke
sowie Teile der Bahnhöfe, in denen diese
Strecke beginnt oder endet, und der
Bahnhöfe, die der Zug durchfährt;

2. im Straßenverkehr
a) Teile von Dienstgebäuden, Straßenab-

schnitte und sonstige Anlagen sowie die
Straße zwischen der Staatsgrenze und der
Grenzabfertigungsstelle ;

b) bei der Grenzabfertigung während der
Fahrt das Fahrzeug, die gemäß Artikel 2
Absatz 4 Ziffer 2 litera a bestimmte
Strecke sowie Teile von Gebäuden und
Anlagen, bei denen diese Strecke beginnt
oder endet.

3. bei über die Staatsgrenze führenden Rohr-
leitungen die Anlagen, in denen sich die
Meßgeräte zur Feststellung der beförderten
Warenmenge für Zwecke der Grenzabferti-
gung des Gebietsstaates wie auch des Nach-
barstaates befinden, und die Wege, auf denen
den Bediensteten des Nachbarstaates der Zu-
gang zu den Anlagen über die Staatsgrenze
gestattet ist.

(2) Vereinbarungen gemäß Artikel 2 Absatz 4
können für einen den Ziffern 1 und 2 des Ab-
satzes 1 entsprechenden Gebietsteil, den sie nicht
in die Zone einbeziehen, die Anwendung einzel-
ner Bestimmungen dieses Abkommens oder die
Anerkennung einzelner Rechte und Pflichten, die
sich daraus ergeben, festsetzen.

(3) Der Zone sind die Strecken gemäß Ar-
tikel 2 Absatz 4 Ziffer 2 litera b für die dort
angeführten Amtshandlungen rechtlich gleichge-
stellt.

ABSCHNITT II

G r e n z a b f e r t i g u n g

Artikel 4

(1) In der Zone wird die Grenzabfertigung
des Nachbarstaates von den Bediensteten dieses
Staates, vorbehaltlich der Bestimmungen des Ar-
tikels 6, im gleichen Umfang und mit den
gleichen Rechtsfolgen wie im Hoheitsgebiet des
Nachbarstaates durchgeführt.

(2) Zuwiderhandlungen, die in der Zone gegen
die den Grenzübertritt von Personen oder die
Ein-, Aus- sowie Durchfuhr von Gütern regeln-
den Rechtsvorschriften des Nachbarstaates be-
gangen werden, gelten als im Nachbarstaat be-
gangen.

(3) Zonen gelten hinsichtlich der dort vorzu-
nehmenden Amtshandlungen als im örtlichen
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Wirkungsbereich der Behörden des Nachbar-
staates gelegen, in deren örtlichem Wirkungs-
bereich sich der zugehörige Grenzübergang be-
findet.

Artikel 5

Soweit in diesem Abkommen nicht anderes
bestimmt ist, bleibt die Rechtsordnung des Ge-
bietsstaates in der Zone unberührt. Dies gilt
insbesondere für das Recht des Gebietsstaates,
in der Zone die öffentliche Ordnung und Sicher-
heit aufrechtzuerhalten.

Artikel 6

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind,
soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist,
nicht berechtigt, im Gebietsstaat Personen anzu-
halten, festzunehmen oder in den Nachbarstaat
zu verbringen, die sich aus anderen Gründen als
zum Grenzübertritt vom Gebietsstaat in die
Zone begeben, außer wenn diese Personen in der
Zone Zuwiderhandlungen gegen die sich auf die
Grenzabfertigung beziehenden Rechtsvorschriften
des Nachbarstaates begehen.

(2) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
nicht berechtigt, Staatsbürger des Gebietsstaates
in diesem anzuhalten, festzunehmen oder in den
Nachbarstaat zu verbringen. Sie dürfen jedoch
nach Maßgabe ihrer innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften diese Personen in ihre Grenzabferti-
gungsstelle im Gebietsstaat oder, in Ermangelung
einer solchen, in die Grenzabfertigungsstelle des
Gebietsstaates zur Vernehmung vorführen. Im
ersterwähnten Fall ist auf Verlangen der be-
treffenden Person, der hierüber Rechtsbelehrung
zu erteilen ist, zur Vernehmung ein Bediensteter
des Gebietsstaates beizuziehen.

(3) Personen, die sich auf das Asylrecht des
Gebietsstaates berufen, dürfen von den Bedien-
steten des Nachbarstaates ihrer Grenzabferti-
gungsstelle im Gebietsstaat oder, in Ermangelung
einer solchen, in die Grenzabfertigungsstelle des
Gebietsstaates zur Vernehmung vorgeführt wer-
den. Im ersterwähnten Fall ist zur Vernehmung
ein Bediensteter des Gebietsstaates beizuziehen.
Nach der Vernehmung ist die betreffende Person
den Bediensteten des Gebietsstaates zu über-
geben. Über die Gewährung des Asylrechtes ent-
scheiden die zuständigen Behörden des Gebiets-
staates.

(4) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
nicht berechtigt, im Gebietsstaat Personen zum
Zwecke der Auslieferung an dritte Staaten anzu-
halten, festzunehmen und in den Nachbarstaat
zu verbringen.
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Artikel 7

(1) Die Grenzabfertigung des Ausgangsstaates
in der Zone ist vor der Grenzabfertigung des
Eingangsstaates durchzuführen; im Interesse der
rasdien Abwicklung des Verkehrs ist die Grenz-
abfertigung der Vertragsstaaten möglichst in
unmittelbarer zeitlicher Aufeinanderfolge durch-
zuführen.

(2) Die Bediensteten des Eingangsstaates sind
nicht berechtigt, mit der Grenzabfertigung zu
beginnen, solange die Ausgangsabfertigung nicht
beendet ist, es sei denn, daß darauf verzichtet
worden ist.

(3) Nach Beginn der Eingangsabfertigung sind
die Bediensteten des Ausgangsstaates nicht mehr
berechtigt, die Grenzabfertigung durchzuführen.
Ausnahmsweise darf die Ausgangsabfertigung auf
Verlangen der beteiligten Person und mit Zu-
stimmung des abfertigenden Bediensteten des
Eingangsstaates nachgeholt werden.

(4) Die Bediensteten der Vertragsstaaten
dürfen einvernehmlich von der im Absatz 1 vor-
gesehenen Reihenfolge abweichen, wenn dies zur
Erleichterung der Grenzabfertigung zweckmäßig
ist. In solchen Ausnahmefällen dürfen die Be-
diensteten des Eingangsstaates erst zu Anhaltun-
gen, Festnahmen oder Beschlagnahmen schreiten,
wenn die Grenzabfertigung des Ausgangsstaates
beendet ist. Sie haben, wenn sie eine solche Maß-
nahme treffen wollen, Personen und Güter,
deren Ausgangsabfertigung noch nicht beendet
ist, zunächst den Bediensteten des Ausgangs-
staates zuzuführen. Sofern diese Bediensteten
Anhaltungen oder Festnahmen unter Bedacht-
nahme auf Artikel 6 Absätze 2 und 3 oder Be-
schlagnahmen durchzuführen beabsichtigen,
haben sie den Vorrang.

(5) Anhaltungen, Festnahmen oder Beschlag-
nahmen zum Zweck einer gerichtlichen Strafver-
folgung oder Strafvollstreckung wegen Zuwider-
handlungen gegen Rechtsvorschriften, die nicht
den Grenzübertritt von Personen oder die Ein-,
Aus- oder Durchfuhr von Gütern regeln, dürfen
von den Bediensteten des Gebietsstaates noch
nach Beginn der Eingangsabfertigung des Nach-
barstaates durchgeführt werden; dies gilt auch
dann, wenn Bedienstete des Nachbarstaates be-
reits eine Anhaltung, Festnahme oder Beschlag-
nahme durchgeführt haben. In diesem Fall sind
die von den Bediensteten des Nachbarstaates an-
gehaltenen oder festgenommenen Personen so-
wie beschlagnahmte Güter den Bediensteten des
Gebietsstaates zu übergeben.

Artikel 8

Die Bediensteten des Nachbarstaates dürfen in
der Zone in Ausübung ihres Dienstes erhobene
Geldbeträge, zurückgehaltene oder beschlag-
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nahmte Beweismittel oder Güter ungehindert in
das Hoheitsgebiet ihres Staates verbringen. Eben-
so dürfen sie solche Güter im Gebietsstaat unter
Beachtung der dort geltenden Rechtsvorschriften
verkaufen und den Erlös in den Nachbarstaat
verbringen.

Artikel 9

(1) Güter, die bei der Ausgangsabfertigung
von Bediensteten des Nachbarstaates zurückge-
wiesen oder vor Beginn der Eingangsabfertigung
des Gebietsstaates auf Verlangen der beteiligten
Person in den Nachbarstaat zurückgeführt wer-
den, unterliegen weder den Ausfuhrvorschriften
noch der Ausgangsabfertigung des Gebietsstaates.

(2) Personen, die von Bediensteten des Ein-
gangsstaates zurückgewiesen werden, darf die
Rückkehr in den Ausgangsstaat nicht verweigert
werden. Desgleichen darf die Wiedereinfuhr von
Gütern in den Ausgangsstaat, deren Einfuhr von
Bediensteten des Eingangsstaates verboten wor-
den ist, nicht verweigert werden.

Artikel 10

In Verfahren wegen in der Zone begangener,
während oder unmittelbar nach ihrer Begehung
entdeckter Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvor-
schriften über die Grenzabfertigung werden die
zuständigen Behörden des Gebietsstaates auf Er-
suchen der zuständigen Behörden des Nachbar-
staates Beschuldigte, Zeugen und Sachverständige
vernehmen, Erhebungen durchführen und dies-
bezügliche Schriftstücke, insbesondere auch zum
Zwecke der Zustellung, übersenden. Die Rechts-
vorschriften des Gebietsstaates über das bei der
Verfolgung von Zuwiderhandlungen der gleichen
Art vorgesehene Verfahren sind entsprechend
anzuwenden.

ABSCHNITT III

Bedienstete

Artikel 11

(1) Die Behörden des Gebietsstaates gewähren
den Bediensteten des Nachbarstaates den gleichen
Schutz und Beistand wie den entsprechenden
eigenen Bediensteten. Die im Gebietsstaat gelten-
den strafrechtlichen Bestimmungen zum Schutz
der eigenen Bediensteten in Ausübung ihres
Dienstes oder in Beziehung auf diesen Dienst
sowie zum Schutz von Amtshandlungen selbst
sind auch auf strafbare Handlungen anzuwenden,
die im Gebietsstaat gegen Bedienstete des Nach-
barstaates begangen werden.

(2) Amtshaftungsansprüche aus Schäden, die
Bedienstete des Nachbarstaates in Ausübung ihres
Dienstes in der Zone verursachen, unterliegen
dem Redit und der Gerichtsbarkeit des Nachbar-
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staates, als ob die schädigende Handlung im
Nachbarstaat gesetzt worden wäre. In dieser
Hinsicht sind die Staatsbürger des Gebietsstaates
so zu behandeln wie die Staatsbürger des Nach-
barstaates.

Artikel 12

(1) Wird durch einen Unfall beim Betrieb der
Eisenbahn ein Bediensteter in Ausübung seines
Dienstes oder im Zusammenhang damit getötet
oder verletzt oder eine Sache, die er an sich trägt
oder mit sich führt, beschädigt oder vernichtet,
so haftet die Eisenbahn des Vertragsstaates, dem
der Bedienstete angehört, nach den Rechtsvor-
schriften dieses Vertragsstaates wie ein Betriebs-
unternehmer; dabei muß sie sich auch schuld-
hafte Handlungen oder Unterlassungen der Per-
sonen, deren sich die andere Eisenbahn zur Be-
sorgung ihrer Aufgaben bedient, wie schuldhafte
Handlungen oder Unterlassungen der eigenen
Dienstnehmer anrechnen lassen.

(2) Haftet nach Absatz 1 die eine Eisenbahn,
so ist die Haftung der anderen Eisenbahn dem
Geschädigten gegenüber ausgeschlossen.

(3) Ob und inwieweit die eine Eisenbahn
gegenüber der anderen einen Anspruch auf Rück-
ersatz hat, ist in einer besonderen Vereinbarung
zu regeln.

Artikel 13

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates sind
von der Paß- und der Sichtvermerkspflicht be-
freit. Gegen Vorweis einer amtlichen Bescheini-
gung über ihre Identität, ihre Dienststellung und
ihren dienstlichen Auftrag sind sie berechtigt, die
Grenze an den zugelassenen Grenzübergängen zu
überschreiten und sich an ihren Dienstort zu
begeben sowie sich dort aufzuhalten. Allfällige
persönliche Einreiseverbote gegen Bedienstete des
Nachbarstaates bleiben vorbehalten.

(2) Von strafbaren Handlungen, die von
einem Bediensteten des Nachbarstaates im Ge-
bietsstaat begangen werden, ist der Dienstvor-
gesetzte des Bediensteten durch die zuständige
Behörde des Gebietsstaates unverzüglich zu be-
nachrichtigen.

(3) Die zuständigen Behörden des Nachbar-
staates werden auf begründetes Verlangen der
zuständigen Behörden des Gebietsstaates Bedien-
stete von der Verwendung in dessen Hoheits-
gebiet ausschließen oder in den Nachbarstaat zu-
rückberufen. Damit erlöschen die Berechtigungen
gemäß Absatz 1.

Artikel 14

Die Bediensteten des Nachbarstaates dürfen
ihre Dienstkleidung oder müssen sonst ein sicht-



2004 139. Stück — Ausgegeben am 3. September 1976 — Nr. 472

bares Dienstabzeichen tragen; sie dürfen in der
Zone sowie auf dem Weg zwischen ihren Dienst-
orten und ihrem Wohnsitz ihre Dienstwaffen
und Ausrüstungsgegenstände mit sich führen.
Der Gebrauch dieser Waffen ist jedoch nur im
Falle der Notwehr gestattet.

Artikel 15

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die
im Gebietsstaat wohnen, unterliegen hinsichtlich
des Wohnsitzes den Rechtsvorschriften über den
Aufenthalt von Fremden. Falls nach diesen
Rechtsvorschriften eine Aufenthaltsbewilligung
vorgesehen ist, erhalten sie diese unentgeltlich.

(2) Die Haushaltsangehörigen des Bediensteten,
die keine Erwerbstätigkeit ausüben, erhalten die
Aufenthaltsbewilligung gleichfalls unentgeltlich.
Eine solche Bewilligung darf ihnen nur dann ver-
weigert werden, wenn sie von einem persönlichen
Einreiseverbot betroffen sind. Für die Erteilung
einer Bewilligung für die Haushaltsangehörigen
dieser Bediensteten zur Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit und für die Erhebung der Gebühren
gelten die Rechtsvorschriften des Gebietsstaates.

(3) Die Zeit, während der die Bediensteten des
Nachbarstaates ihren Dienst im Gebietsstaat aus-
üben oder dort wohnen, wird nicht in die Zeit
eingerechnet, die auf Grund der zwischen den
Vertragsstaaten geltenden entsprechenden Ab-
kommen oder sonstigen Rechtsvorschriften des
Gebietsstaates ein Anrecht auf bevorzugte Be-
handlung gibt. Das gleiche gilt für die Haus-
haltsangehörigen des Bediensteten.

Artikel 16

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die
im Gebietsstaat wohnen, sind entsprechend den
Rechtsvorschriften des Gebietsstaates — anläß-
lich des Dienstantrittes, der Gründung eines
eigenen Hausstandes im Gebietsstaat und der
Rückkehr in den Nachbarstaat — von allen Ein-
und Ausgangsabgaben für ihren Hausrat, für
ihre persönlichen Gebrauchsgegenstände ein-
schließlich der Fahrzeuge und für die üblichen
Haushaltsvorräte befreit. Diese Begünstigung
gilt auch für Personen, die unter den oberwähn-
ten Umständen mit ihnen im gemeinsamen
Haushalt leben. Voraussetzung für diese Be-
freiung ist, daß diese Gegenstände aus dem
freien Verkehr des Nachbarstaates oder des
Staates stammen, in dem der Bedienstete oder
seine Haushaltsangehörigen vorher ihren Wohn-
sitz gehabt haben.

(2) Diese Bediensteten und ihre Haushaltsan-
gehörigen sind im Gebietsstaat von allen öffent-
lich-rechtlichen persönlichen Dienstleistungen und
Sachleistungen befreit. In Belangen der Staats-
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angehörigkeit und des Militärdienstes sind sie
als im Nachbarstaat wohnhaft anzusehen. Sie
unterliegen im Gebietsstaat keiner Abgabe, die
nicht auch von den in derselben Gemeinde wohn-
haften Angehörigen des Gebietsstaates zu ent-
richten ist.

(3) Die Bediensteten des Nachbarstaates, die
nicht im Gebietsstaat wohnen, sind in diesem von
allen öffentlich-rechtlichen persönlichen Dienst-
leistungen und Sachleistungen befreit.

(4) Hinsichtlich der Gehälter der Bediensteten
des Nachbarstaates sind die zwischen den Ver-
tragsstaaten geltenden Vereinbarungen über die
Doppelbesteuerung anzuwenden.

(5) Die Gehälter der Bediensteten des Nachbar-
staates sind keiner Devisenbeschränkung unter-
worfen. Diese Bediensteten dürfen insbesondere
ihre Gehaltsersparnisse frei, unter Beachtung des
im Gebietsstaat dafür vorgesehenen Verfahrens,
in den Nachbarstaat überweisen.

ABSCHNITT IV

G r e n z a b f e r t i g u n g s s t e l l e n

Artikel 17

Die Abfertigungsbefugnisse und die Dienst-
stunden der nebeneinanderliegenden Grenzabfer-
tigungsstellen sind möglichst übereinstimmend
festzusetzen.

Artikel 18

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten bestimmen im gegenseitigen Einverneh-
men

1. die für die Dienststellen des Nachbarstaates
im Gebietsstaat benötigten Anlagen und

2. die Abteile, die den Bediensteten vorzube-
halten sind, die die Grenzabfertigung wäh-
rend der Fahrt durchzuführen haben.

(2) Die im Absatz 1 Ziffer 2 angeführten Ab-
teile sind unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
Vergütungen für die Benützung der im Absatz 1
Ziffer 1 angeführten Anlagen werden privatrecht-
lich vereinbart.

Artikel 19

Die für die Grenzabfertigungsstellen des Nach-
barstaates bestimmten Räume sind durch Amts-
tafeln in deutscher und italienischer Sprache
kenntlichzumachen.

Artikel 20

Die für den dienstlichen Gebrauch der Grenz-
abfertigungsstellen erforderlichen oder von den
Bediensteten des Nachbarstaates während ihres
Dienstes im Gebietsstaat benötigten Gegenstände
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sind von allen Ein- und Ausgangsabgaben be-
freit. Es sind hiefür keine Sicherheiten zu leisten.
Auf diese Gegenstände sind die wirtschaftlichen
Verbote und Beschränkungen bezüglich der Ein-
und Ausfuhr nicht anzuwenden. Das gleiche gilt
für die Dienst- oder Privatfahrzeuge, die die
Bediensteten, sei es zur Ausübung ihres Dienstes
im Gebietsstaat, sei es zur Zurücklegung des
Weges vom und zum Wohnort oder der Strecke
zwischen den Grenzabfertigungsstellen, be-
nützen.

Artikel 21

(1) Der Gebietsstaat wird die Einrichtung der
für die Tätigkeit der Dienststellen des Nachbar-
staates im Gebietsstaat erforderlichen telephoni-
schen und telegraphischen Anlagen, einschließlich
der Fernschreiber, den Anschluß dieser Anlagen
an die entsprechenden des Nachbarstaates sowie
den unmittelbaren Austausch von ausschließlich
dienstlichen Zwecken dienenden Nachrichten mit
diesen Dienststellen gebührenfrei bewilligen, vor-
behaltlich der Bezahlung allfälliger Kosten für
die Einrichtung und die Miete der Anlagen.
Solche Nachrichtenübermittlungen gelten als
interner Verkehr des Nachbarstaates.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, zu
diesem Zweck und soweit wie möglich alle Er-
leichterungen zu gewähren, die die Verwendung
anderer Mittel auf dem Gebiet des Fernmelde-
wesens betreffen.

(3) Im übrigen gelten die Rechtsvorschriften
der Vertragsstaaten über die Errichtung und den
Betrieb von Fernmeldeanlagen.

Artikel 22

Die von oder an Dienststellen des Nachbar-
staates abgehenden dienstlichen Sendungen
dürfen von den Bediensteten dieses Staates ohne
Einschaltung der Postverwaltung befördert wer-
den und sind frei von Gebühren. Sie müssen mit
einem Zeichen der betreffenden Dienststelle ver-
sehen sein.

ABSCHNITT V

Z o l l d e k l a r a n t e n

Artikel 23

(1) Personen, die im Nachbarstaat ihren Wohn-
sitz oder Sitz haben, dürfen bei den in der Zone
errichteten Dienststellen dieses Vertragsstaates
alle die Grenzabfertigung betreffenden Hand-
lungen unter den gleichen Bedingungen durch-
führen, die dafür im Nachbarstaat gelten.

(2) Absatz 1 gilt auch für Personen, die diese
Tätigkeit berufsmäßig ausüben. Sie können zu
diesem Zweck gleichermaßen österreichisches wie
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italienisches Personal beschäftigen. Bedarf die Be-
schäftigung von Staatsangehörigen des Nachbar-
staates im Gebietsstaat einer Bewilligung, so ist
diese unentgeltlich zu erteilen.

(3) Für den Grenzübertritt und den Aufent-
halt der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten
Personen im Gebietsstaat gelten dessen Rechts-
vorschriften. Die danach möglichen Erleichte-
rungen sind zu gewähren.

(4) Die Absätze 1 und 2 lassen die in den Ver-
tragsstaaten geltenden Verfahrensvorschriften,
insbesondere über die Vertretung des Eigen-
tümers der Waren im Zollverfahren, unberührt.

ABSCHNITT VI

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 24

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
vereinbaren die zur Durchführung dieses Ab-
kommens erforderlichen Maßnahmen.

Artikel 25

(1) Eine gemischte österreichisch-italienische
Kommission ist ehestmöglich zu bilden. Sie hat
die Aufgabe,

1. die im Artikel 2 Absatz 4 vorgesehenen
Vereinbarungen vorzubereiten und etwaige
Vorschläge zur Abänderung dieses Abkom-
mens auszuarbeiten,

2. Vorschläge zur Lösung von Schwierigkeiten,
die sich allenfalls aus der Auslegung und der
Anwendung dieses Abkommens ergeben
könnten, auszuarbeiten.

(2) Die erwähnte Kommission wird aus acht
Mitgliedern bestehen; jeder Vertragsstaat be-
stimmt hievon vier. Sie wählt ihren Vorsitzenden
abwechselnd aus den österreichischen und den
italienischen Mitgliedern aus. Die Mitglieder der
Kommission können Sachverständige zu ihrer
Unterstützung beiziehen.

Artikel 26

Jeder Vertragsstaat kann aus mit seiner Sicher-
heit oder mit anderen öffentlichen Interessen von
erheblicher Bedeutung zusammenhängenden
Gründen Bestimmungen dieses Abkommens
oder im Artikel 2 Absatz 4 vorgesehene Ver-
einbarungen zeitlich oder örtlich als unanwend-
bar erklären. Der andere Vertragsstaat ist hievon
schriftlich auf dem diplomatischen Wege unver-
züglich zu benachrichtigen.
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Artikel 27

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Aus-
legung oder die Anwendung dieses Abkommens
sollen möglichst durch die zuständigen Stellen
der Vertragsstaaten beigelegt werden.

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit weder
auf diese Weise noch auf dem diplomatischen
Wege beigelegt werden kann, kann jeder Ver-
tragsstaat nach den Bestimmungen des Kapitels III
des am 29. April 1957 in Straßburg geschlossenen
Europäischen Übereinkommens zur friedlichen
Beilegung von Streitigkeiten eine bindende Ent-
scheidung herbeiführen.

(3) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines
Schiedsrichters und seiner Vertretung im Ver-
fahren. Die übrigen Kosten werden von den Ver-
tragsstaaten je zur Hälfte getragen.

Artikel 28

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden werden in Wien ausge-
tauscht werden.

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten auf den Austausch der Ratifikationsur-
kunden folgenden Monats in Kraft.

(3) Das Abkommen gilt auf unbestimmte Zeit.
Es kann jederzeit auf dem diplomatischen Wege
schriftlich gekündigt werden und tritt sechs
Monate nach der Kündigung außer Kraft.

(4) Im Falle der Kündigung werden die Ver-
tragsstaaten unverzüglich in Verhandlungen
fiber die Neuregelung des Vertragsgegenstandes
eintreten.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN in Rom, am 29. März 1974, in
zweifacher Urschrift, in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:

Löwenthal m. p.

Für die Italienische Republik:

Mario Pedini m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 2. Juli 1976 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 28
Absatz 2 am 1. Oktober 1976 in Kraft.

Kreisky
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473.

Der Nationalrat hat beschlossen :

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 12
verfassungsändernd sind, wird genehmigt.

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER ITALIENISCHEN
REPUBLIK ÜBER DIE REGELUNG DES
GRENZÜBERGANGES DER EISEN-

BAHNEN

Die Republik Österreich und die Italienische
Republik haben, von dem Wunsche geleitet, den
Grenzübergang der Eisenbahnen zwischen den
Staaten zu regeln und zu erleichtern, folgendes
vereinbart:

ARTIKEL 1

Allgemeines

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den
Grenzübergang der Eisenbahnen zu erleichtern.
Sie werden alle erforderlichen Maßnahmen tref-
fen, um ihn ordnungsgemäß und zweckmäßig zu
gestalten.

ARTIKEL 2

Gemeinschaftsbahnhöfe

(1) Gemeinschaftsbahnhöfe sind die Bahnhöfe
1. Brennero/Brenner,
2. Tarvisio Centrale,
3. San Candido/Innichen.
Die Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) und

die Italienischen Staatsbahnen (FS) vereinbaren,
welche Verkehrsarten (Personen-, Gepäck-, Gü-
terverkehr etc.) in den oberwähnten Gemein-
schaftsbahnhöfen abgewickelt werden.

(2) In den Bahnhöfen Innsbruck Hauptbahn-
hof und Arnoldstein sind Dienststellen der FS
errichtet, die folgende Aufgaben haben:

1. Im Bahnhof Innsbruck Hauptbahnhof
die technische Untersuchung, Bezettelung
und Aufschreibung der Wagen und Lade-
mittel sowie den Übergangsabrechnungs-
dienst für Güter;

2. im Bahnhof Arnoldstein
den Übergangsabrechnungsdienst für Güter.

(3) Die zuständigen Zentralbehörden der Ver-
tragsstaaten können zur Verbesserung des
Eisenbahnverkehrs die Durchführung bestimm-
ter Teile des Anschluß- und Übergangsdienstes
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in anderen als den in den Absätzen 1 und 2
bezeichneten Bahnhöfen vereinbaren. In diesen
Fällen sind die Bestimmungen dieses Abkom-
mens sinngemäß anzuwenden.

ARTIKEL 3

Anschlußgrenzstrecken

(1) Die ÖBB sind berechtigt, den öffentlichen
Eisenbahnbetrieb unter Einhaltung der Bedin-
gungen gemäß dem folgenden Artikel 8 mit
eigenen Fahrbetriebsmitteln auf italienischem
Hoheitsgebiet auf den Strecken zwischen der
Staatsgrenze und den Gemeinschaftsbahnhöfen
(Anschlußgrenzstrecken) durchzuführen und die
Gemeinschaftsbahnhöfe zu benützen.

(2) Die ÖBB und die FS haben den Eisenbahn-
betrieb auf den Anschlußgrenzstrecken und die
Benützung der Gemeinschaftsbahnhöfe durch be-
sondere Vereinbarungen derart zu regeln, daß
hiedurch eine einwandfreie und ordnungsgemäße
Dienstabwicklung gesichert ist.

ARTIKEL 4

Benützung der Gebäude und Anlagen

(1) Für die Mitbenützung der Gebäude und
Anlagen der Gemeinschaftsbahnhöfe haben die
ÖBB eine Vergütung zu leisten, die unter Zu-
grundelegung eines zwischen den ÖBB und den
FS zu vereinbarenden Zinssatzes vom Anlage-
kapitalwert berechnet wird. Bei der Festsetzung
dieser Vergütung ist das im Absatz 2 behandelte
Verhältnis der Betriebsausgaben zu berücksichti-
gen. Für Gebäude und Anlagen, die von den
ÖBB ausschließlich benützt werden, wird der
volle Zinsbetrag vergütet.

(2) Die aus der gemeinschaftlichen Betriebs-
führung aufgelaufenen Betriebsausgaben werden
von den FS getragen und den ÖBB nach dem
Ausmaß der Benützung der Gemeinschaftsbahn-
höfe angelastet.

(3) Neubauten von Gebäuden und Anlagen
oder Zubauten hiezu für gemeinschaftliche
Zwecke oder zur ausschließlichen Benützung
durch die ÖBB dürfen nur nach vorheriger Ver-
einbarung zwischen den ÖBB und den FS aus-
geführt werden und gehen grundsätzlich zu
Lasten der FS. Der Kostenaufwand hiefür ver-
mehrt den Anlagekapitalwert. Umbauten von
Gebäuden und Anlagen oder Ersatzbauten für
sie dürfen gleichfalls nur nach vorheriger Ver-
einbarung zwischen den ÖBB und den FS aus-
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geführt werden und gehen grundsätzlich zu
Lasten der FS. Der Kostenaufwand hiefür ver-
mehrt den Anlagekapitalwert jedoch nur um
den Mehrwert, der sich aus dem Umbau oder
Ersatzbau ergibt und der durch Vereinbarung
zwischen den ÖBB und den FS festgesetzt wird.
Der Kostenaufwand, der keine Vermehrung des
Anlagekapitalwertes bildet, wird als Betriebsaus-
gabe angesehen und, wie im Absatz 2 vorge-
sehen, aufgeteilt.

(4) In Vereinbarungen der ÖBB und FS kann
eine Abgeltung des Anlagekapitalwertes vorge-
sehen werden, die von jener der periodischen
Zahlung von Zinsen abweicht.

(5) Für die Benützung von Räumen und An-
lagen der Eisenbahn auf österreichischem Hoheits-
gebiet haben die FS den ÖBB eine Vergütung
zu leisten, deren Höhe auf Grund der Selbst-
kosten zu ermitteln ist.

ARTIKEL 5

Erhaltung und Beaufsichtigung der Gebäude und
Anlagen

(1) Die FS sorgen für die Erhaltung und Be-
aufsichtigung der Gebäude und Anlagen der Ge-
meinschaftsbahnhöfe und der Anschlußgrenz-
strecken.

(2) Der Gesamtbetrag der auf die betreffenden
Gebäude und Anlagen entfallenden Betriebs-
kosten wird zwischen den ÖBB und den FS nach
Maßgabe der diesbezüglich zwischen den ÖBB
und den FS getroffenen Vereinbarungen auf-
geteilt.

ARTIKEL 6

Gemeinschaftsdienst

(1) Die FS sorgen für eine einwandfreie und
ordnungsgemäße Durchführung des Gemein-
schaftsdienstes und des Dienstes im ausschließ-
lichen Interesse der ÖBB, wobei sie die Dienst-
leistungen erbringen, die in der zwischen den
ÖBB und den FS abzuschließenden Vereinbarung
festgelegt sind.

(2) Die ÖBB und die FS sind berechtigt, einen
eigenen Vertreter für die im Artikel 2 bezeich-
neten Bahnhöfe zu bestellen. Die Diensträume
des Vertreters müssen Aufschriften in beiden
Sprachen der Vertragsstaaten tragen, wobei die
deutsche Sprache für die im Artikel 2 Absatz 1
bezeichneten Bahnhöfe und die italienische
Sprache für die im Artikel 2 Absatz 2 bezeich-
neten Bahnhöfe den Vorrang hat.
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ARTIKEL 7

Erweiterter Zugförderungs- und Zugbegleitdienst

Die ÖBB und die FS können vereinbaren, daß
der Zugförderungs- oder Zugbegleitdienst über
den Gemeinschaftsbahnhof hinaus in einer oder
beiden Richtungen von den ÖBB oder den FS
mit eigenen Triebfahrzeugen und mit eigenen
Bediensteten besorgt wird. Dabei sind die den
Zugförderungs- und Zugbegleitdienst betreffen-
den Bestimmungen dieses Abkommens, insbeson-
dere die der Artikel 13 Absätze 3, 4, 9 und 10,
15 Absatz 1, 16, 17, 18 Absätze 2, 3 und 4, 19
Absatz 3 und 22, entsprechend anzuwenden.

ARTIKEL 8

Betriebsabwicklung

(1) Die behördlichen Zulassungen von Trieb-
fahrzeugen und die Prüfungen des Bedienungs-
personals im Hoheitsgebiet des einen Vertrags-
staates gelten auch für das Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates.

(2) Für den Betrieb auf den Anschlußgrenz-
strecken sind die bei den ÖBB geltenden Be-
triebsvorschriften mit Ausnahme der Bestimmun-
gen, die die Sicherheit der Geleise und des Bahn-
körpers betreffen, anzuwenden. Die ÖBB und
die FS können jedoch vereinbaren, daß für den
gesamten Betriebsdienst oder für bestimmte Teile
dieses Dienstes die Betriebsvorschriften der FS
angewendet werden.

(3) In den Gemeinschaftsbahnhöfen gelten die
Betriebsvorschriften der FS. Die ÖBB und die
FS können jedoch vereinbaren, daß für be-
stimmte Teile des Betriebsdienstes die für die
ÖBB geltenden Vorschriften angewendet werden.

(4) Die Bediensteten der FS, die als Fahrdienst-
leiter, Personenkassiere, Gepäckkassiere, Güter-
kassiere, im Telegraphen- und Fernsprechdienst
Dienstverrichtungen für die ÖBB besorgen, sowie
Bedienstete der FS, denen die Beaufsichtigung
der Anschlußgrenzstrecke übertragen ist, müssen
eine ausreichende Kenntnis der für die Durch-
führung des betreffenden Dienstes geltenden
Dienstvorschriften der ÖBB nachweisen. Die ent-
sprechenden Prüfungen werden von hiefür zu-
ständigen Bediensteten der ÖBB in Anwesenheit
eines zuständigen Bediensteten der FS abgenom-
men.

ARTIKEL 9

Dienstsprache

(1) In den Gemeinschaftsbahnhöfen müssen die
Aufschriften, die den Gemeinschaftsdienst der
Eisenbahnen betreffen, in den Sprachen beider
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Vertragsstaaten angebracht sein, wobei die italie-
nische Sprache den Vorrang hat. Die Diensträume
der im Absatz 2 des Artikels 2 genannten italie-
nischen Dienststellen müssen gleichfalls zwei-
sprachig bezeichnet sein, wobei die deutsche
Sprache den Vorrang hat. Die Bestimmungen
des Artikels 6 hinsichtlich der Diensträume der
Vertreter beider Eisenbahnen werden hiedurch
nicht berührt.

(2) Für ausschließliche Zwecke des Eisenbahn-
dienstes der ÖBB ist in den Gemeinschaftsbahn-
höfen und auf den Anschlußgrenzstrecken nur
die deutsche Sprache zu verwenden.

(3) Die im Artikel 8 Absatz 4 erwähnten Be-
diensteten der FS müssen die deutsche Sprache
in einem für die Durchführung des Dienstes er-
forderlichen Ausmaß beherrschen. Bedienstete
der ÖBB müssen, falb sie besondere Dienste der
FS zu verrichten haben, die jenen im Artikel 8
Absatz 4 genannten entsprechen, ihrerseits die
italienische Sprache in ausreichendem Ausmaße
beherrschen.

(4) Bahndienstliche Telegramme, die an öster-
reichische Bahnhöfe oder an andere österrei-
chische Stellen gerichtet sind oder von ihnen ein-
langen, werden von den Gemeinschaftsbahnhöfen
jeweils in die deutsche oder in die italienische
Sprache übersetzt.

(5) Der eisenbahndienstliche Schriftwechsel zwi-
schen den Gemeinschaftsbahnhöfen und den
Stellen der ÖBB, ausgenommen jener mit dem
Vertreter der ÖBB, hat in deutscher Sprache zu
erfolgen.

ARTIKEL 10

Eisenbahnfernmeldeeinrichtungen

(1) Die ÖBB und die FS sind berechtigt, direkte
Verbindungen der beiderseitigen Eisenbahnfern-
meldeeinrichtungen herzustellen.

(2) Die Bediensteten der ÖBB und der FS sind
berechtigt, Fernmeldeeinrichtungen der anderen
Eisenbahn für dienstliche Zwecke unentgeltlich
zu benützen.

ARTIKEL 11

Ordnungsmäßigkeit und Sicherheit des Eisen-
bahnbetriebes und -verkehrs

(1) Bei der Durchführung des Dienstes in fah-
renden Zügen auf der Anschlußgrenzstrecke
haben die Bediensteten der ÖBB die Bestimmun-
gen ihres Staates zur Regelung dieses Dienstes
anzuwenden.

(2) Allfällige im fahrenden Zug auf einer An-
schlußgrenzstrecke von den genannten Bedien-
steten festgestellte Verstöße gegen die Ordnungs-
mäßigkeit und Sicherheit des Eisenbahnbetriebes
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und -verkehrs sind der zuständigen örtlichen
italienischen Dienststelle in dem in Betracht kom-
menden Gemeinschaftsbahnhof zur Regelung im
Sinne der geltenden Gesetze und Bestimmungen
der Italienischen Republik zur Kenntnis zu brin-
gen.

ARTIKEL 12

Beförderungsrecht; Tarife

Die zuständigen Zentralbehörden der Vertrags-
staaten vereinbaren unter Bedachtnahme auf be-
stehende internationale Vereinbarungen, in wel-
chen Fällen für die Beförderung von Personen,
Reisegepäck, Expreßgut und Gütern im grenz-
überschreitenden Verkehr zwischen den Gemein-
schaftsbahnhöfen und Österreich österreichisches
Recht anzuwenden ist. In gleicher Weise wird
von den bezeichneten Zentralbehörden der Tarif-
schnittpunkt festgelegt.

ARTIKEL 13

Haftung

(1) Wird durch einen Unfall beim Betrieb der
ÖBB auf einer Anschlußgrenzstrecke oder in einem
Gemeinschaftsbahnhof ein Reisender getötet oder
verletzt oder eine Sache, die ein Reisender an
sich trägt oder mit sich führt, beschädigt oder
vernichtet, so haften die ÖBB nach italienischem
Recht; die ÖBB müssen sich dabei auch Hand-
lungen und Unterlassungen der FS oder deren
Bediensteter so anrechnen lassen, als wären es
eigene Handlungen oder Unterlassungen oder
die der eigenen Bediensteten. Außer den ÖBB
haften auch die FS Reisenden gegenüber als Ge-
samtschuldner vorbehaltlich eines Rückgriffs
gegen die ÖBB.

(2) Entsteht bei der Beförderung von Reise-
gepäck, Expreßgut oder Gütern durch die ÖBB
auf einer Anschlußgrenzstrecke oder in einem
Gemeinschaftsbahnhof ein Schaden durch Ver-
lust, Beschädigung oder Lieferfristüberschreitung,
so haften die ÖBB aus dem Beförderungsvertrag
nach österreichischem Recht; sie müssen sich dabei
auch Handlungen oder Unterlassungen der FS
oder deren Bediensteter so anrechnen lassen, als
wären es eigene Handlungen oder Unterlassun-
gen oder die der eigenen Bediensteten.

(3) Wird durch einen Unfall beim Betrieb der
Eisenbahn ein Bediensteter

1. der ÖBB in Ausübung seines mit dem
Grenzübergang, auf den sich dieses Abkom-
men bezieht, zusammenhängenden Dienstes
auf der Anschlußgrenzstrecke oder im Ge-
meinschaftsbahnhof getötet oder verletzt
oder eine Sache, die ein Bediensteter der
ÖBB an sich trägt oder mit sich führt, be-
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schädigt oder vernichtet, so ist die Pflicht,
die sich aus dem Unfall ergebenden An-
sprüche zu befriedigen, so zu beurteilen, als
ob sich der Unfall auf den Strecken der
ÖBB in Österreich ereignet hätte;

2. der FS auf die in Ziffer 1 beschriebene
Weise in den Bahnhöfen Innsbruck Haupt-
bahnhof oder Arnoldstein oder auf den
Strecken von der Staatsgrenze zu den ge-
nannten Bahnhöfen geschädigt, so ist die
genannte Pflicht so zu beurteilen, als ob sich
der Unfall auf den Strecken der FS in Italien
ereignet hätte;

3. der FS auf die in Ziffer 1 beschriebene
Weise auf der Anschlußgrenzstrecke oder im
Gemeinschaftsbahnhof geschädigt, so ist die
genannte Pflicht so zu beurteilen, als ob sich
der Unfall beim Betrieb der FS ereignet
hätte.

(4) Auf Schäden an Fahrbetriebs- und Lade-
mitteln sind internationale Eisenbahnabkommen
oder besondere Vereinbarungen zwischen den
ÖBB und den FS anzuwenden.

(5) Soweit es sich um Schäden im Eisenbahn-
Postverkehr auf einer Anschlußgrenzstrecke oder
in einem Gemeinschaftsbahnhof handelt, werden
die internationalen Bestimmungen über die Haf-
tung der Post nicht berührt und abweichende
internationale Vereinbarungen nicht ausgeschlos-
sen.

(6) Für Schäden, die dritte Personen, die weder
Reisende noch beim Betrieb der Eisenbahn oder
bei der Grenzabfertigung tätige Personen sind,
oder Sachen, die nicht Gegenstand eines Beförde-
rungsvertrages sind, durch einen Unfall beim Be-
trieb der ÖBB auf einer Anschlußgrenzstrecke
oder in einem Gemeinschaftsbahnhof erleiden,
haftet die Eisenbahn, die oder deren Bedienstete
den Schaden verschuldet haben, nach italienischem
Recht, soweit in anderen Abkommen nicht an-
deres bestimmt ist. Soweit nur eine von beiden
Eisenbahnen haftet, trifft die Haftung gegenüber
dritten Personen beide Eisenbahnen als Gesamt-
schuldner vorbehaltlich eines Rückgriffs.

(7) Haften sowohl die ÖBB als auch die FS,
so kann der Geschädigte die Klage nach Wahl
gegen eine von ihnen erheben. Das Wahlrecht
erlischt mit der Einbringung der Klage.

(8) Die Klage kann nur vor den Gerichten des
Vertragsstaates der in Anspruch genommenen
Eisenbahn erhoben werden.

(9) Die Bestimmungen der internationalen
Übereinkommen über Schäden, die sich bei inter-
nationalen Beförderungen ereignen, bleiben un-
berührt.
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(10) Ob und inwieweit ein Rückgriff sowie ein
gegenseitiger Ersatz von Schäden und Aufwen-
dungen zwischen den ÖBB und den FS zulässig
ist, ist zwischen den ÖBB und den FS zu verein-
baren.

ARTIKEL 14

Abgaben

(1) Was die auf dem italienischen Hoheitsgebiet
gesetzlich bestehenden Abgaben anlangt, werden
die ÖBB den FS gleichgestellt.

(2) Unberührt bleiben die geltenden Verträge
zwischen der Republik Österreich und der Italie-
nischen Republik zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung.

(3) Die von den ÖBB auf Streckenabschnitten
zwischen der Staatsgrenze und dem Gemein-
schaftsbahnhof durchgeführten Transporte sind
von der Entrichtung der auf italienischem Ho-
heitsgebiet geltenden Abgaben ausgenommen.

(4) Die auf Grund dieses Abkommens zwischen
den ÖBB und den FS abzuschließenden Verein-
barungen genießen in den Vertragsstaaten Ab-
gabenfreiheit.

ARTIKEL 15

Ausweise für den Grenzfibertritt

(1) Die Eisenbahnbediensteten, die sich in Voll-
ziehung dieses Abkommens in das Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates zur Ausübung ihres
Dienstes begeben müssen und sich dort aufzu-
halten haben, sowie die mit der Dienstaufsicht be-
trauten Eisenbahnbediensteten sind von jeder
Paß- und Sichtvermerkspflicht befreit. Sie dürfen
daher ihre Identität und ihre dienstliche Eigen-
schaft auch auf Grund eines mit Lichtbild ver-
sehenen Eisenbahnausweises, in Verbindung mit
einer Bescheinigung ihrer vorgesetzten Stelle,
nachweisen. Sofern sie dort wohnen, dürfen sie
sich ohne besondere Bewilligung auf dem Ho-
heitsgebiet des anderen Vertragsstaates aufhalten.

(2) Absatz 1 ist auch auf die Haushaltsange-
hörigen der dort bezeichneten Bediensteten an-
zuwenden.

ARTIKEL 16

Dienstkleidung

Die Bediensteten der ÖBB und der FS dürfen
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates am
Ort ihrer Tätigkeit und auf dem Hin- und Rück-
weg ihre Dienstkleidung tragen.
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ARTIKEL 17

Persönlicher Schutz der Eisenbahnbediensteten

Die Eisenbahnbediensteten der Vertragsstaaten
genießen bei der Ausübung ihres Dienstes auf
dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates
den Schutz und den Beistand, die den ent-
sprechenden Bediensteten des anderen Vertrags-
staates zustehen.

ARTIKEL 18

Zulassung der Eisenbahnbediensteten;
Disziplinarvergehen und Straftaten

(1) Die Namen der auf dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates ständig Dienst versehen-
den Eisenbahnbediensteten sind der entsprechen-
den Stelle des anderen Vertragsstaates unter An-
gabe des Diensttitels, des Geburtsdatums und des
Geburtsortes zur Kenntnis zu bringen. Die Mit-
teilung muß schriftlich und in der Regel vor dem
Eintreffen des Bediensteten erfolgen; in Aus-
nahmefällen kann sie gleichzeitig mit dem Ein-
treffen desselben vorgenommen werden. Gleiches
gilt für die im Artikel 15 Absatz 2 genannten
Haushaltsangehörigen mit der Maßgabe, daß die
Mitteilung in jedem Fall vor Eintreffen dieser
Personen und unter Angabe ihres letzten Wohn-
sitzes gemacht werden muß.

(2) Für allfällige von den Eisenbahnbedien-
steten im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates begangene Disziplinarvergehen sind die
entsprechenden Bestimmungen des Vertragsstaates
anzuwenden, dem der Bedienstete angehört.

(3) Falls Eisenbahnbedienstete Handlungen be-
gehen, die im Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaates als Straftaten angesehen werden,
haben die zuständigen Behörden dieses Ver-
tragsstaates der Stelle des Bediensteten davon
unverzüglich Mitteilung zu machen.

(4) Jeder Vertragsstaat wird seine Eisenbahn-
bediensteten auf Verlangen des anderen Ver-
tragsstaates von der Verwendung in dessen Ho-
heitsgebiet ausschließen oder abberufen. Damit
erlöschen auch alle Berechtigungen nach Arti-
kel 15.

ARTIKEL 19

Besondere Bestimmungen für Eisenbahnbedien-
stete im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-

staates

(1) Eisenbahnbedienstete, die auf Grund dieses
Abkommens dauernd im Hoheitsgebiet des an-
deren Vertragsstaates ihren Dienst versehen und
dort einen Wohnsitz begründen, sind ent-
sprechend den Rechtsvorschriften dieses Vertrags-
staates anläßlich des Dienstantrittes, der Grün-
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dung eines eigenen Hausstandes und der Rück-
kehr in ihren Heimatstaat Ton allen Ein- und
Ausgangsabgaben für ihren Hausrat, für ihre
persönlichen Gebraudisgegenstände einschließlich
der Fahrzeuge und für die üblichen Haushalts-
vorräte befreit. Diese Begünstigung gilt auch
für Personen, die unter den oberwähnten Um-
ständen mit ihnen im gemeinsamen Haushalt
leben. Voraussetzung für diese Befreiung ist, daß
diese Gegenstände aus dem freien Verkehr des
Heimatstaates oder des Staates stammen, in dem
der Bedienstete oder seine Haushaltsangehörigen
vorher ihren Wohnsitz gehabt haben.

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Eisenbahn-
bediensteten und ihre Haushaltsangehörigen sind
von allen öffentlich-rechtlichen persönlichen
Dienst- und Sachleistungen in diesem Vertrags-
staat befreit. Sie unterliegen keiner Abgabe, die
nicht auch von den in derselben Gemeinde wohn-
haften Angehörigen des anderen Vertragsstaates
zu entrichten ist. In Belangen der Staatsange-
hörigkeit und des Militärdienstes sind sie als im
Heimatstaat wohnhaft anzusehen.

(3) Eisenbahnbedienstete eines Vertragsstaates,
die ihren gewöhnlichen Wohnsitz nicht im an-
deren Vertragsstaat haben, sind für die für ihren
täglichen persönlichen Gebrauch bestimmten
Gegenstände, Dienstausrüstungen und kleine
Mengen von Lebensmitteln, die sie auf dem Weg
zum oder vom Dienstort mit sich führen, von
sämtlichen Ein- und Ausgangsabgaben befreit.

(4) Für Dienst- und Privatfahrzeuge der im
Absatz 3 bezeichneten Eisenbahnbediensteten,
mit denen sich diese dienstlich in den anderen
Vertragsstaat begeben und sodann wieder in den
Heimatstaat zurückkehren, wird die vorüber-
gehende Einbringung in den anderen Vertrags-
staat ohne Leistung einer Sicherstellung gewährt.
Allfällige weitergehende Begünstigungen eines der
Vertragsstaaten werden dadurch nicht berührt.

(5) Die Eisenbahnbediensteten, die im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragsstaates keinen Wohn-
sitz nach Absatz 1 begründet haben, aber im
anderen Vertragsstaat ihren Dienst versehen, sind
von allen öffentlich-rechtlichen persönlichen
Dienst- und Sachleistungen befreit.

(6) Hinsichtlich der Gehälter der in den vor-
stehenden Absätzen bezeichneten Eisenbahn-
bediensteten sind die zwischen den Vertrags-
staaten geltenden Vereinbarungen über die Dop-
pelbesteuerung anzuwenden. Die Gehälter der
in den vorstehenden Absätzen bezeichneten
Eisenbahnbediensteten sind keiner Devisen-
beschränkung unterworfen. Diese Bediensteten
dürfen insbesondere ihre Gehaltsersparnisse frei
unter Beachtung der in dem Vertragsstaat gel-
tenden Vorschriften, in dem sie ihren Dienst ver-
sehen, in ihren Heimatstaat überweisen.
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ARTIKEL 20

Regelung des Dienstbetriebes

Der Dienstbetrieb der auf dem Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates gelegenen Stellen
wird ausschließlich durch die diesen vorgesetzten
Stellen geregelt.

ARTIKEL 21

Abgabenbefreiung für Dienst- und Bedarfsgegen-
stände der Dienststellen

(1) Die Vertragsstaaten gewähren den in ihrem
Hoheitsgebiet gelegenen Stellen des anderen Ver-
tragsstaates für die zur Einrichtung und zum
Dienstbetrieb dieser Stellen erforderlichen Gegen-
stände und Materialien, wie Möbel, Geräte, Ge-
brauchsgegenstände, Register und Formulare, die
Befreiung von Eingangs- und Ausgangsabgaben.

(2) Auf die nach Absatz 1 und nach Artikel 19
eingangsabgaben- und ausgangsabgabenfreien
Waren sind Einfuhr- und Ausfuhrverbote sowie
Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen, mit Aus-
nahme solcher sanitärer, veterinärer und sicher-
heitspolizeilicher Art, nicht anzuwenden.

ARTIKEL 22

Verbringung von Dienstgeldern

Die von den Bediensteten der ÖBB in Aus-
übung ihres Dienstes in den grenzüberschreiten-
den Zügen eingenommenen Geldbeträge können
unbehindert auf italienisches Hoheitsgebiet mit-
geführt oder von diesen Bediensteten auf öster-
reichisches Hoheitsgebiet verbracht werden.

ARTIKEL 23

Zahlungsverkehr

(1) Zahlungen auf Grund dieses Abkommens
werden gemäß den zwischen den Vertragsstaaten
im Zeitpunkt ihrer Vornahme geltenden Bestim-
mungen geleistet.

(2) Die Vertragsstaaten werden unbeschadet
des Artikels 22 die erforderlichen Maßnahmen
treffen, um den Zahlungsverkehr zwischen den
Eisenbahnen des einen Vertragsstaates und deren
im anderen Vertragsstaat gelegenen Stellen, ein-
schließlich der Zahlung von Dienstbezügen und
Löhnen der Eisenbahnbediensteten, zu ermög-
lichen.

ARTIKEL 24

Dienstsendungen

(1) Dienstbriefe, Dienstpakete sowie dienst-
liche Geld- und Wertsendungen können zwischen
den im Artikel 2 angeführten Stellen und zwi-
schen den im Artikel 6 Absatz 2 angeführten
Vertretern sowie zwischen allen vorgenannten
Stellen und ihren vorgesetzten Stellen und ent-
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sprechenden Verwaltungen ohne Vermittlung
der Post und frei von Postgebühren ausgetauscht
werden.

(2) Diese Sendungen sind mit einem Zeichen
der absendenden Verwaltung zu versehen und un-
persönlich an die Verwaltung oder die Stelle zu
richten, für die sie bestimmt sind.

(3) Falls der Verdacht auftaucht, daß eine ge-
bührenfrei beförderte Sendung zur Gänze oder
teilweise privaten Charakter trägt, sind die Post-
verwaltungen der beiden Vertragsstaaten berech-
tigt, gemäß dem für solche Fälle nach den Rechts-
vorschriften ihres Staates vorgeschriebenen Ver-
fahren die Überprüfung der ankommenden und
abgehenden obgenannten Dienstsendungen anzu-
ordnen.

ARTIKEL 25

Postdienst

(1) Der Austausch der Postsachen erfolgt in der
Regel in den Gemeinschaftsbahnhöfen. Nach der
unter Beachtung aller gültigen internationalen
Bestimmungen und besonders der des Weltpost-
vertrages und der zugehörigen Ausführungsvor-
schriften erfolgten Auswechslung der Postsachen
geht die Pflicht zur Obsorge von der einen auf
die andere Postverwaltung der Vertragsstaaten
über.

(2) Wenn die Postverwaltung eines der Ver-
tragsstaaten allein den Austauschdienst der Post-
sachen in einem Gemeinschaftsbahnhof ausführt,
wird sich die Postverwaltung des anderen Ver-
tragsstaates an den entsprechenden Kosten im
Verhältnis der erbrachten Leistungen beteiligen.

(3) Die Bestimmungen der Artikel 10, 13 Ab-
satz 3, 14 bis 19 und 21 dieses Abkommens gelten
sinngemäß auch für den Postdienst.

ARTIKEL 26

Schiedsverfahren

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Aus-
legung oder die Anwendung dieses Abkommens
sollen möglichst durch die zuständigen Stellen
der Vertragsstaaten beigelegt werden.

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit weder
auf diese Weise noch auf dem diplomatischen
Wege beigelegt werden kann, kann jeder der Ver-
tragsstaaten nach den Bestimmungen des Kapi-
tels III des am 29. April 1957 in Straßburg ge-
schlossenen Europäischen Übereinkommens zur
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten eine bin-
dende Entscheidung herbeiführen.

(3) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines
Schiedsrichters und seiner Vertretung im Ver-
fahren. Die übrigen Kosten werden von den
Vertragsstaaten je zur Hälfte getragen.
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ARTIKEL 27

Schlußbestimmungen

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden werden in Wien ausge-
tauscht werden.

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten auf den Austausch der Ratifikations-
urkunden folgenden Monats in Kraft.

(3) Das Abkommen gilt auf unbestimmte Zeit.
Es kann jederzeit schriftlich auf dem diploma-
tischen Wege gekündigt werden und tritt sechs
Monate nach der Kündigung außer Kraft.

(4) Im Falle der Kündigung werden die Ver-
tragsstaaten unverzüglich in Verhandlungen
über die Neuregelung des Vertragsgegenstandes
eintreten.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN in Rom, am 29. März 1974, in
zweifacher Urschrift, in deutscher und italie-
nischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:

Löwenthal m, p.

Für die Italienische Republik:

Mario Pedini m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 2. Juli 1976 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 27
Absatz 2 am 1. Oktober 1976 in Kraft.

Kreisky

474.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Abkommens wird genehmigt.

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und dem

Schweizerischen Bundesrat
über die

Grenzabfertigung von Segelflugzeugen und
Freiballonen im grenzüberschreitenden Luft-

verkehr

Artikel 1

Dieses Abkommen findet bei Flügen von
Segelflugzeugen und Fahrten von Freiballonen
Anwendung, die zu sportlichen oder wissen-
schaftlichen Zwecken zwischen dem Gebiet der

Republik Österreich und dem Gebiet der
Schweizerischen Eidgenossenschaft unternommen
werden.

Artikel 2

Vor Abflug eines Segelflugzeuges oder Frei-
ballons in das Gebiet der anderen Vertrags-
partei haben sich Besatzung und Passagiere bei
der am Abflugsort befindlichen Grenzabferti-
gungsstelle oder mangels einer solchen bei der
nächsten Sicherheitsdienststelle oder bei einem
anderen nach den Rechtsvorschriften des Ab-
flugsstaates hiezu beauftragten Organ der
Grenzabfertigung zu unterziehen.
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Artikel 3

Nach der Landung eines Segelflugzeuges oder
Freiballons auf dem Gebiet der anderen Ver-
tragspartei haben sich Besatzung und Passagiere
unverzüglich bei der am Landungsort befind-
lichen Grenzabfertigungsstelle oder mangels
einer solchen in Österreich bei der nächsten
Sicherheitsdienststelle oder einem Organ des
öffentlichen Sicherheitsdienstes, in der Schweiz
bei der nächsten Polizeidienststelle der Grenz-
abfertigung zu unterziehen.

Artikel 4

(1) Segelflugzeuge oder Freiballone dürfen
auch außerhalb eines Zollflugplatzes abfliegen
und landen.

(2) Werden Segelflugzeuge oder Freiballone
nicht innerhalb eines Monats nach der Landung
wieder ausgeführt, so ist der Verbleib unver-
züglich dem nächsten Zollamt anzuzeigen. An-
sonsten können Zollformalitäten auf dem Rück-
weg bei der Ausreise durch das Grenzzollamt
erledigt werden.

Artikel 5

An Bord eines Segelflugzeuges oder Freiballons
darf neben deren Ausrüstung nur Reisegut der
Besatzung und der Passagiere mitgeführt wer-
den, das in der Aus- und Einfuhr weder Be-
schränkungen noch Zöllen oder sonstigen Ab-
gaben unterliegt.

Artikel 6

(1) Bei grenzüberschreitenden Flügen im
Sinne dieses Abkommens ist von der Besatzung
ein von den zuständigen Behörden ausgegebenes
Flugbegleitpapier (Streckenflugausweis) mitzu-
führen. Auf diesem Flugbegleitpapier haben die
in den Artikeln 2 und 3 dieses Abkommens ge-
nannten Organe die beim Start und bei der
Landung erfolgte Grenzabfertigung zu be-
stätigen.

(2) Das Flugbegleitpapier hat Angaben über
die nach diesem Abkommen von der Besatzung
zu beachtenden Vorschriften und Auflagen, die
Fluganmeldung, die Starterlaubnis, die Lande-
bestätigung, die Grenzabfertigung sowie allfällige
Vermerke der Zollbehörden zu enthalten.

Artikel 7

Jede Vertragspartei ist verpflichtet, Personen,
die auf Grund dieses Vertrages in das Hoheits-

gebiet der anderen Vertragspartei eingeflogen
bzw. eingefahren und nicht deren Staatsbürger
sind, ohne Rücksicht auf die Dauer ihres Auf-
enthaltes in diesem Staat zurückzunehmen.

Artikel 8

(1) Soweit in diesem Abkommen nichts anderes
bestimmt ist, gelten für den grenzüberschreiten-
den Verkehr von Segelflugzeugen und Frei-
ballonen die sonstigen innerstaatlichen Rechts-
vorschriften.

(2) Der Sprechfunkverkehr zwischen Segel-
flugzeugen oder Freiballonen und den Rück-
holfahrzeugen ist auf den im Abflugsstaat hiezu
bestimmten Funkfrequenzen ohne zusätzliche
Bewilligung gestattet.

Artikel 9

Aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder
Sicherheit, insbesondere der Landesverteidi-
gung sowie zum Schutz der Gesundheit und
des Lebens, kann jede Vertragspartei Bestimmun-
gen dieses Abkommens, ausgenommen jene des
Artikels 7 dieses Abkommens, zeitlich oder ört-
lich für unanwendbar erklären. Diese Erklärung
ist der anderen Vertragspartei unverzüglich
schriftlich auf diplomatischem Weg mitzuteilen.

Artikel 10

(1) Dieses Abkommen tritt am 60. Tag nach
dem Zeitpunkt in Kraft, zu welchem die Ver-
tragsparteien einander schriftlich auf diploma-
tischem Weg mitgeteilt haben, daß die jeweiligen
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft-
treten gegeben sind.

(2) Das Abkommen bleibt in Kraft, solange
es nicht eine der beiden Vertragsparteien schrift-
lich auf diplomatischem Weg unter Einhaltung
einer sechsmonatigen Kündigungsfrist kündigt.

GESCHEHEN zu Wien, am 13. April 1976, in
zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die
Republik Österreich:

Bielka

Für den
Schweizerischen Bundesrat:

Keller

Die Ermächtigung zur Durchführung des in Artikel 10 vorgesehenen Notenwechsels wurde
vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen
tritt gemäß derselben Bestimmung am 28. September 1976 in Kraft.

Häuser


